
§ 2 Abweichende Vereinbarung

Der Verordnungsgeber verfolgt mit der Überarbeitung vor allem des
§ 2 in der neuen GOZ vier wichtige Ziele:

Anpassung an entsprechende Regelungen der Gebührenordnung•
für Ärzte

Transparenz für den Zahlungspflichtigen•

Anpassung an die gängige Rechtsprechung•

Beschreibung der inhaltlichen Gestaltung eines Heil- und Kosten-•
planes

Mit Inkraftsetzung der novellierten GOZ wurde § 2 Absatz 1 Satz 1
entscheidend verändert. Eine von der Gebührenordnung abweichende
Vereinbarung ist nur noch über den Steigerungsfaktor möglich.
Behandlungsverträge mit geänderter Punktezahl oder einem geänder-

GOZ 1988 GOZ 2012
(1) Durch Vereinbarung kann 
eine von dieser Verordnung
abweichende Höhe der Vergü-
tung festgelegt werden.

(1) Durch Vereinbarung zwischen
Zahnarzt und Zahlungspflich -
tigem kann eine von dieser
 Verordnung abweichende
Gebühren höhe festgelegt wer-
den. Die Ver einbarung einer
abweichenden Punktzahl (§ 5
Absatz 1 Satz 2) oder eines
abweichenden Punktwertes (§ 5
Absatz 1 Satz 3) ist nicht zuläs-
sig. Notfall- und akute Schmerz-
behandlungen dür fen nicht von
einer Verein barung nach Satz 1
abhängig gemacht werden.
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ten Punktwert sind nicht zulässig. Genauso ist nach diesem Para -
graphen ein Pauschalhonorar nicht möglich.

Der Zahnarzt hat gemäß der Berufsordnung die Verpflichtung, in Not-
fällen zu helfen (Musterberufsordnung der Bundeszahnärztekammer,
§ 2 Absatz 5 Satz d). Die Leistungserbringung darf bei Notfall- und/
oder akuten Schmerzbehandlungen nicht von einer Einwilligung in
eine abweichende Vereinbarung abhängig gemacht werden. Eine
abweichende Vereinbarung bleibt jedoch nicht ausgeschlossen. Für
kieferorthopädische Leistungen ist es im Einzelfall nicht so einfach,
eine Notfall- oder Schmerzbehandlung zu definieren. So sollte im Ver-
tretungsfall zum Beispiel ein Bogen oder ein gelöstes Bracket entfernt
werden, aber es besteht keine Verpflichtung, ohne eine Mehrkosten-
vereinbarung einen entsprechenden Ersatz durch höherwertige Mate-
rialien (siehe Beschreibung der Abrechnungspositionen 6100 ff.) vor-
zunehmen.

GOZ 1988 GOZ 2012
(2) Eine Vereinbarung nach
Absatz 1 zwischen Zahnarzt und
Zahlungspflichtigem ist vor
Erbringung der Leistung des
Zahnarztes in einem Schriftstück
zu treffen. Dieses muss die Fest-
stellung enthalten, dass eine
Erstattung der Vergütung durch
Erstattungsstellen möglicher-
weise nicht in vollem Umfang
gewährleistet ist. Weitere Erklä-
rungen darf die Vereinbarung
nicht enthalten. Der Zahnarzt hat
dem Zahlungspflichtigen ei nen
Ab druck der Vereinbarung aus-
zuhändigen.

(2) Eine Vereinbarung nach
Absatz 1 Satz 1 ist nach persön-
licher Absprache im Einzelfall
zwischen Zahnarzt und Zah-
lungspflichtigem vor Erbringung
der Leistung des Zahnarztes
schriftlich zu treffen. Dieses
muss neben der Nummer und
der Bezeichnung der Leistung,
dem vereinbarten Stei ge rungs -
satz und dem sich daraus er -
gebenen Betrag auch die Fest-
stellung enthalten, dass eine
Er stattung der Vergütung durch
Er stattungsstellen mögli cher -
weise nicht in vollem Um fang
gewährleistet ist. Weitere Erklä-
rungen darf die Vereinbarung
nicht enthalten. Der Zahnarzt hat 
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Der Verordnungsgeber konkretisiert die Anforderungen an eine abwei-
chende Vereinbarung. Es wird klargestellt, dass der Behandler per-
sönlich verpflichtet wird, mit dem Patienten eine entsprechende
Regelung zu treffen. Eine rechtlich verbindliche Vereinbarung kommt
demnach nur zustande, wenn sie in Schriftform unter Beachtung der
inhaltlichen Vorgaben (cave: kein Pauschalhonorar!) niedergelegt und
von beiden Vertragspartnern unterschrieben wird.

Die konkreteren Anforderungen mögen einerseits zwar die Vertragsbe-
ziehungen zwischen Zahnarzt und Patient stärker regeln und ein-
schränken. Es sollte jedoch darauf hingewiesen werden, dass aus
dem Behandlungsvertrag bereits entsprechende Pflichten abzuleiten
sind und v. a. die bisherige Rechtsprechung darauf hinwirkte. Anderer-
seits wird durch den Verordnungsgeber auch festgelegt, dass ein
Übermaß an schriftlichen Vereinbarungen nicht notwendig ist.

GOZ 1988 GOZ 2012 (Fortsetzung)
dem Zahlungspflichtigen einen
Abdruck der Vereinbarung aus-
zuhändigen.

GOZ 1988 GOZ 2012
(3) Auf Verlangen des Zahlungs-
pflichtigen können Leistungen im
Sinne des § 1 Abs. 2 Satz 2, die
weder im Gebührenverzeichnis
(Anlage) noch im Gebührenver-
zeichnis der Gebührenordnung
für Ärzte enthalten sind, und ihre
Vergütung abweichend von die-
ser Verordnung in einem Heil-
und Kostenplan schriftlich ver-
einbart werden.

Der Heil- und Kostenplan muss
vor Erbringung der Leistung
erstellt werden; er muss die
 einzelnen Leistungen und Ver- 

(3) Leistungen nach § 1 Absatz 2
Satz 2 und ihre Vergütung
 müssen in einem Heil- und Kos-
tenplan schriftlich vereinbart
 werden.

Der Heil- und Kostenplan muss
vor Erbringung der Leistung
erstellt werden; er muss die
 einzelnen Leistungen und Ver -
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Aufhebung der
Beschränkun-
gen

Der Verordnungsgeber hat durch die Neufassung des Absatzes 3 die
Beschränkung auf die außerhalb der jeweiligen Gebührenordnungen
festgelegten Leistungen aufgehoben und den Zugang auf alle Gebüh-
renpositionen sowohl der GOZ als auch der GOÄ ermöglicht. Der Ver-
weis auf § 6 macht deutlich, dass die Berechnung von Analogposi -
tionen weiterhin ermöglicht wird, diese aber nicht automatisch als
Verlangensleistungen angesehen werden dürfen (s. Kommentar der
BZÄK vom 21.09.2012, S. 7).

Der neu eingefügte Absatz 4 weist darauf hin, dass eine Verlangens-
leistung nur persönlich durch den Behandler und nicht auf Weisung
bzw. unter fachlicher Aufsicht erbracht werden darf.

GOZ 1988 (Forsetzung) GOZ 2012 (Fortsetzung)
gütungen sowie die Feststellung
enthalten, dass es sich um Leis-
tungen auf Verlangen handelt
und eine Erstattung möglicher-
weise nicht gewährleistet ist. § 6
Abs. 2 bleibt unberührt.

gütungen sowie die Feststellung
enthalten, dass es sich um Leis-
tungen auf Verlangen handelt
und eine Erstattung möglicher-
weise nicht gewährleistet ist. § 6
Abs. 1 bleibt unberührt.

(4) Bei vollstationären, teilstatio-
nären sowie vor- und nachsta -
tionären privatzahnärztlichen
Leis tungen ist eine Vereinbarung
nach Absatz 1 Satz 1 nur für 
vom Wahlzahnarzt persönlich
erbrach te Leistungen zulässig.

Unverändert gilt es, vor Erbringung der Leistung eine schriftliche
Vereinbarung zu treffen. Sollte während einer Behandlung ein Heil-
und Kostenplan erstellt werden, so dürfen nur Leistungen abgerech-
net werden, die nach Unterzeichnung erbracht werden!
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Abb. 1.3
Beispiel für eine Vereinbarung nach § 2 Absatz 1 GOZ
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